
Vertretung des Landes 
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030 – 74 68 47 - 105 

 

Abstimmverhalten 
der schleswig-holsteinischen Landesregierung 

anlässlich der 
935. Sitzung des Bundesrates 

am 10. Juli 2015 

 
Angaben ohne Gewähr – es gelten die Beschlussdrucksachen des Bundesrates Link  
 
Ergänzend zu den nachfolgenden Angaben wird auf das Plenarprotokoll  verwiesen. 
 
1. Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, des Kinder-

geldes und des Kinderzuschlags 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 281/15 
Drucksache 281/1/15 
 

Die Landesregierung hat sich zur Zustimmung zum Gesetz enthalten. Darüber hinaus 
hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt und eine Erklärung zu Protokoll 
gegeben (Anlage). 

 

 Fz 

2. Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention (Präventionsge-
setz - PrävG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 282/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 G 

3. 
GrüLi 

Gesetz zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Versorgungsstärkungsgesetz - GKV-VSG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 283/15 
Drucksache 283/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 G 

4. 
GrüLi 

Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit informationstechnischer Systeme (IT-
Sicherheitsgesetz) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 284/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 In 
R 
Wi 
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5. 
GrüLi 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss 
und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur 
Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und 
zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (Bilanzrichtli-
nie-Umsetzungsgesetz - BilRUG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 285/15 
zu Drucksache 285/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 R 

6. 
GrüLi 

Gesetz über die Rechtsstellung und Aufgaben des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte (DIMRG) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 286/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 R 

7. 
GrüLi 

... Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 287/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 R 

8. 
GrüLi 

Gesetz zur Stärkung des Rechts des Angeklagten auf Vertretung in der Berufungsver-
handlung und über die Anerkennung von Abwesenheitsentscheidungen in der 
Rechtshilfe 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 288/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 R 

9. 
GrüLi 

Gesetz zur Verbesserung der internationalen Rechtshilfe bei der Vollstreckung von 
freiheitsentziehenden Sanktionen und bei der Überwachung von Bewährungsmaßnah-
men sowie zur Änderung des Jugoslawien-Strafgerichtshof-Gesetzes und des Ruanda-
Strafgerichtshof-Gesetzes 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 289/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 R 
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10. 
GrüLi 

Gesetz zu der Vereinbarung vom 1. April 2015 über die Beteiligung Islands an der ge-
meinsamen Erfüllung der Verpflichtungen der Europäischen Union, ihrer Mitgliedstaaten 
und Islands im zweiten Verpflichtungszeitraum des Protokolls von Kyoto zum Rahmen-
übereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (Vereinbarung zur ge-
meinsamen Kyoto-II-Erfüllung mit Island) 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 291/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 U 

11. 
GrüLi 

Gesetz zu dem Abkommen vom 17. September 2012 zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung der Vereinigten Republik Tansania über 
den Fluglinienverkehr 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 i.V.m. Artikel 106 Absatz 2 
Nummer 4 und Absatz 3 GG 
Drucksache 292/15 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 Vk 

12. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz 
Drucksache 217/15 
Drucksache 217/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes und die Bestellung eines 
Beauftragten unterstützt.  

 

 AV 

13. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Verbraucherschutzes bei Verkaufsveran-
staltungen im Reisegewerbe 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m. § 15 Absatz 1 und § 36 Absatz 
2 GO BR 
Drucksache 300/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

14. Entschließung des Bundesrates zur Regelung des Streikrechts in Bereichen der Da-
seinsvorsorge 
 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m. § 15 Absatz 1 und § 36 Absatz 
2 GO BR 
Drucksache 294/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
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15. Entschließung des Bundesrates zur Verordnung über die Anforderung an die Befähi-
gung des in der Lebensmittelüberwachung und Tabaküberwachung tätigen Kontrollper-
sonals (Lebensmittelkontrollpersonalverordnung) 
 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
Drucksache 218/15 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung unterstützt.  
 

 AV 

16. Entschließung des Bundesrates zur Änderung der Richtlinie 98/44/EG über den rechtli-
chen Schutz biotechnologischer Erfindungen 
 

Antrag des Landes Hessen 
Drucksache 266/09 
Drucksache 297/15 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung in neuer Fassung unterstützt.  
 

 EU 
AV 
K 
R 
U 
Wi 

17. Entschließung des Bundesrates für Maßnahmen zur Rehabilitierung der nach 1945 in 
beiden deutschen Staaten gemäß §§ 175, 175a Nr. 3 und 4 des Strafgesetzbuches 
und gemäß § 151 des Strafgesetzbuches der DDR verurteilten Männer 
 

Antrag des Landes Berlin 
Drucksache 189/15 
Drucksache 189/1/15 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung in neuer Fassung unterstützt.  
 

 R 
In 

18. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuorganisation der Zollverwaltung 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 256/15 
zu Drucksache 256/15 
Drucksache 256/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 Fz 
In 
K 
Wi 

19. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes für sichere digitale Kommunikation und Anwendungen im 
Gesundheitswesen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 257/15 
Drucksache 257/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt. 
 

 G 
In 
R 

20. Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Strukturen der Krankenhausversorgung (Kran-
kenhausstrukturgesetz - KHSG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 277/15 
Drucksache 277/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt. 
 

 G 
Fz 
In 
K 
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21. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über alternative Streitbeilegung 
in Verbraucherangelegenheiten und zur Durchführung der Verordnung über Online-
Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 258/15 
Drucksache 258/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt. 
 

 R 
AV 
Fz 
Vk 
Wi 

22. Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des Rechts der Lebenspartner 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 259/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt. 
 

 R 
AS 
FS 
In 

23. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Rechts der Syndikusanwälte 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 278/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 R 
AS 
Wi 

24. 
GrüLi 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 260/15 
Drucksache 260/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt. 
 

 U 
In 
Wi 

25. 
GrüLi 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Batteriegesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 261/15 
Drucksache 261/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt. 
 

 U 
Wi 

26. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Partnerschafts- und Kooperationsabkommen vom 
11. Mai 2012 zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
der Republik Irak andererseits 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 262/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 EU 
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27. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Oktober 2010 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Föderation St. Kitts und Nevis über die Unterstüt-
zung in Steuer- und Steuerstrafsachen durch Informationsaustausch 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 263/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

 Fz 

28. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 17. März 2014 zur Änderung des Ab-
kommens vom 30. März 2010  zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 264/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

 Fz 

29. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. August 2014 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und dem Staat Israel zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 265/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

 Fz 

30. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 3. Dezember 2014 zur Änderung des 
Abkommens vom 30. März 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Irland 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkür-
zung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 266/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

 Fz 

31. 
GrüLi 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Luftverkehrsabkommen vom 16. und 21. Juni 2011 zwi-
schen den Vereinigten Staaten von Amerika als erster Partei, der Europäischen 
Union und ihren Mitgliedstaaten als zweiter Partei, Island als dritter Partei und dem 
Königreich Norwegen als vierter Partei und zu dem Zusatzabkommen vom 16. und 21. 
Juni 2011 zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten als erster Partei, 
Island, als zweiter Partei, und dem Königreich Norwegen, als dritter Partei, betreffend 
die Anwendung des Luftverkehrsabkommens vom 16. und 21. Juni 2011 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 267/15 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben. 
 

 Vk 
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32. 
GrüLi 

Rechnung des Bundesrechnungshofes für das Haushaltsjahr 2014 
- Einzelplan 20 - 
 

gemäß § 101 BHO 
Drucksache 236/15 
 

Die Landesregierung hat der Erteilung der Entlastung zugestimmt. 
 

 Fz 

33. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Datenverkehr (Datenschutz-Grundverordnung) 
COM(2012) 11 final; Ratsdok. 5853/12 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 52/121 
zu Drucksache 52/12 
Drucksache 290/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt.  
 

 EU 
AV 
In 
R 
Wi 

34. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologi-
schen/biologischen Erzeugnissen sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
XXX/XXX des Europäischen Parlaments und des Rates [Verordnung über amtliche Kon-
trollen] und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 
COM(2014) 180 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 113/142 
zu Drucksache 113/14 
Drucksache 298/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 EU 
AV 
G 
U 
Wi 

35. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 hinsichtlich der Möglichkeit für die Mitglied-
staaten, die Verwendung genetisch veränderter Lebens- und Futtermittel in ihrem 
Hoheitsgebiet zu beschränken oder zu untersagen 
COM(2015) 177 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 183/15 
zu Drucksache 183/15 
Drucksache 183/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt. 
 

 EU 
AV 
G 
U 

  

                                                 
1-Wiederaufnahme der Beratungen in EU und In. 
2-Wiederaufnahme der Beratungen in EU und AV. 
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36. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Strategie für einen digitalen Binnenmarkt für Europa 
COM(2015) 192 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 212/15 
Drucksache 212/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt.  
 

 EU 
In 
K 
R 
Vk 
Wi 

37. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Die Europäische Migrationsagenda 
COM(2015) 240 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 223/15 
Drucksache 223/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend unterstützt. 
 

 EU 
AS 
In 
K 
R 

38. 
GrüLi 

Verordnung zur Festlegung der der Revision unterliegenden Bundesbeteiligung an den 
Kosten der Unterkunft und Heizung für das Jahr 2015 (Bundesbeteiligungs-
Festlegungsverordnung 2015 - BBFestV 2015) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 250/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 AS 
Fz 
In 

39. 
GrüLi 

Erste Verordnung zur Änderung der Betriebssicherheitsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 299/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. 
 

 AS 

40. 
GrüLi 

Verordnung über das Inverkehrbringen von Saatgut von Populationen der Arten Ha-
fer, Gerste, Weizen und Mais 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 237/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. 
 

 AV 

41. 
GrüLi 

Erste Verordnung zur Änderung der Rindfleischetikettierungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 238/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. 
 

 AV 
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42. Verordnung zur Änderung der Direktzahlungen-Durchführungsverordnung, der Ag-
rarzahlungen-Verpflichtungenverordnung und der InVeKoS-Verordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 251/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  
 

 AV 
Fz 
U 

43. 
GrüLi 

Verordnung über die Abgabe der Einwilligung gegenüber der Auskunft verlangenden 
Person oder Stelle bei Melderegisterauskünften für Zwecke der Werbung oder des 
Adresshandels (Melderegisterauskunftsverordnung - MRAV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 239/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. 
 

 In 
R 
Wi 

44. 
GrüLi 

Erste Verordnung zur Änderung der Testamentsregister-Verordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 220/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. 
 

 R 
In 

45. 
GrüLi 

Verordnung zur Änderung der Schuldnerverzeichnisführungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 240/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. 
 

 R 

46. a) 50. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Antrag des Landes Berlin 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m. § 15 Absatz 1 GO BR 
Drucksache 254/15 
Drucksache 254/1/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung in sofortiger Sachentscheidung zugestimmt. 
 

 Vk 
In 
U 

46. b) Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Straßenverkehrs-Ordnung 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 
Antrag des Landes Berlin 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m. § 15 Absatz 1 GO BR 
Drucksache 255/15 
Drucksache 255/1/15 
 

Die Landesregierung hat der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift in sofortiger 
Sachentscheidung nach Maßgabe zugestimmt.  

 

 Vk 
In 
U 
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47. 
GrüLi 

Dritte Verordnung zur Änderung der Energiewirtschaftskostenverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 252/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt. 
 

 Wi 
Fz 

48. 
GrüLi 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
 

gemäß Artikel 85 Absatz 2 GG 
Drucksache 241/15 
Drucksache 241/1/15 
 

Die Landesregierung hat der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zugestimmt. Darüber 
hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 Vk 
In 
U 
Wi 

49. 
GrüLi 

Benennung eines Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland" 
 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung einer 
Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" 
Drucksache 270/15 
 

Die Landesregierung hat dem Benennungsvorschlag zugestimmt.  
 

 K 

50. 
GrüLi 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
 

Drucksache 279/15 
 

Die Landesregierung hat sich zu dem Verfahren nicht geäußert und ist nicht beigetreten.  
 

 R 

51. Neuntes Gesetz zur Änderung des Weingesetzes 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 301/15 
zu Drucksache 301/15 
Drucksache 301/1/15 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 AV 

52. Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 302/15 
Drucksache 302/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  
 

 In 
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53. 
GrüLi 

Gesetz zur Änderung des Bundesministergesetzes und des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 306/15 
Drucksache 306/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
 

 In 

54. Gesetz zur Neuordnung des Rechts über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und 
die umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 303/15 
Drucksache 303/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 U 

55. Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie 
(Bürokratieentlastungsgesetz) 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 und Artikel 108 Absatz 5 GG 
Drucksache 304/15 
Drucksache 304/1/15 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu. Darüber hinaus hat sie das Fassen einer 
Entschließung im wesentlichen unterstützt.  

 

 Wi 

56. 
GrüLi 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 25. Januar 1988 über die gegenseitige Amtshilfe 
in Steuersachen und zu dem Protokoll vom 27. Mai 2010 zur Änderung des Überein-
kommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 und Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 
GG 
Drucksache 305/15 
Drucksache 305/1/15 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 Fz 

57. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Gentechnikgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Baden-Württemberg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Beitritt Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 317/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
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58. a) Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung der Elektromobilität 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Hessen 
Geschäftsordnungsantrag der Länder Hessen, Baden-
Württemberg 
Drucksache 114/15 
Drucksache 114/1/15 
 

Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes in sofortiger 
Sachentscheidung nach Maßgabe einer Änderung und die Bestellung eines 
Beauftragten unterstützt. Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung 
unterstützt.  
 

 Fz 
U 
Vk 
Wi 

58. b) Entschließung des Bundesrates zur Förderung der Verbreitung von Elektrofahr-
zeugen 
 

Antrag des Landes Niedersachsen 
Geschäftsordnungsantrag der Länder Niedersachsen, 
Baden-Württemberg 
Drucksache 167/15 
Drucksache 167/1/15 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung in sofortiger Sachentscheidung 
in neuer Fassung unterstützt.  

 

 Vk 
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59. Entschließung des Bundesrates: Rahmenbedingungen für eine gelingende schulische 
Inklusion weiter verbessern - Poolen von Integrationshilfen rechtssicher ermöglichen 
 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 309/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

60. Entschließung des Bundesrates zur Förderung von Forschung und Entwicklung im 
Mittelstand sowie zur Einschränkung von Gewinnverlagerungen mithilfe von Lizenzzah-
lungen 
 

Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 318/15 
 

Die Vorlage wurde an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen.  
 

  

61. Verordnung zur Änderung der Berufsförderungsverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Geschäftsordnungsantrag des Landes Mecklenburg-
Vorpommern 
Drucksache 208/15 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  
 

 V 
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62. 
GrüLi 

Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen 
 

gemäß § 5 BEGTPG 
Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 307/15 
 

Die Landesregierung hat den Benennungsvorschlägen zugestimmt.  
 

  

63. Umbenennung des Ausschusses für Arbeit und Sozialpolitik 
 

Drucksache 316/15 
 

Die Landesregierung hat sich zur Umbenennung des Ausschusses enthalten. 
 

  

 



Anlage   

 
 

 
Erklärung 

zu Protokoll 
von 

Monika Heinold, 
Finanzministerin 

des Landes Schleswig-Holstein, 
in der 935. Sitzung des Bundesrates  

am 10. Juli 2015 
zu  

 

Top 1 

 

Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrages, des Kinderfreibetrages,  
des Kindergeldes und des Kinderzuschlags 
BR-Drs. 281/15 

 
 
Das Land Schleswig-Holstein hält die Förderung der Familien durch die Anhebung des 
Grundfreibetrages, des Kinderfreibetrages sowie des Kindergeldes ausdrücklich für be-
grüßenswert. Eine besonders wichtige Unterstützung erhalten Familien durch den Kinder-
zuschlag, der nach einer Statistik des Bundesfamilienministeriums im Jahr 2014 rund 
260.000 Kinder und ihre Eltern erreicht und sich als effizientes Mittel zur Armutsreduzie-
rung erweist. Auch die Erhöhung des Entlastungsbetrags für alleinerziehende Mütter und 
Väter baut eine effektive Leistung für Alleinerziehende wirksam aus und erhöht die Attrak-
tivität der Erwerbstätigkeit. 
 
Die in das Gesetz aufgenommene Regelung zum Abbau der Kalten Progression wird da-
gegen im Hinblick auf die damit einhergehenden steuerlichen Mindereinnahmen für das 
Land Schleswig-Holstein als Konsolidierungsland kritisch gesehen. Die hierzu im Gesetz 
enthaltenen Maßnahmen lösen das Problem der Kalten Progression nur auf einer minima-
listischen Grundlage und führen zu einem erheblichen Missverhältnis zwischen Entlas-
tungswirkung beim einzelnen Steuerpflichtigen einerseits und Belastung der öffentlichen 
Haushalte, insbesondere der Länder und Gemeinden, andererseits. 
 
Das Gesetz enthält keine Regelung zur Kompensation der entsprechenden Steuerausfälle 
für Länder und Gemeinden durch den Bund. Das Land Schleswig-Holstein erwartet von 
der Bundesregierung, Maßnahmen vorzusehen, die diese Steuerausfälle angemessen 
kompensieren.  
 
 




